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Drucksache 298 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. März 1958 

6 — 713 04 — 2037/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Viehzählungsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 190. Sitzung am 14, März 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehzählungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 

sen: 

Artikel 1 

Hinter § 7 des Viehzählungsgesetzes vom 

18. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 522) wird fol- 
gender neuer § 7 a eingefügt: 

n§ 7 a 

Die Befugnis der Bundesregierung, Rechtsverord- 
nungen nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1314) zu erlassen, bleibt un- 
berührt". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Viehzählungsgesetz vom 18. Juni 1956 (BGBl. I 
S. 522) enthält, wie seine Entstehungsgeschichte — * 
insbesondere die amtliche Begründung des Regie- ! 
rungsentwurfs (Drucksache 2102 der 2. Wahlperiode) 
— ergibt, ein Mindestprogramm, durch das die im 
Zeitpunkt der Gesetzgebung als notwendig er- 
kannten Dauererhebungen nach § 6 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke (Stat- 
Ges) vom 3. September 1953 in der Fassung des 
Gesetzes vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 721) ange- 
ordnet worden sind. Dabei sollte die Ermächtigung 
der Bundesregierung unberührt bleiben, ergän- 
zende Erhebungen unter den besonderen Voraus- 
setzungen des § 6 Abs. 2 StatGes auf dem Gebiete 
der Viehzählung durch Rechtsverordnung anzuord- 
nen, Auf diese Befugnis der Bundesregierung wurde 
in der amtlichen Begründung zum Viehzählungsge- 
setz mehrfach hingewiesen, ohne daß hiergegen im | 
Gesetzgebungsverfahren Widersprüche erhoben i 
worden sind. 

Inzwischen hat der Bundesrat in seiner 185. Sit- 
zung am 29. November 1957 seine Zustimmung zu ' 
einer Verordnung der Bundesregierung über — 
zeitlich begrenzte — Nachprüfungen der Viehzäh- 
lung (BR-Drucksache Nr. 303/57) außerhalb der be- 


reits in § 2 des Viehzählungsgesetzes vorgesehe- 
nen Nachprüfungen unter anderem mit der Begrün- 
dung abgelehnt, im Viehzählungsgesetz sei keine 
Ermächtigung zur Erweiterung der Nachkontrollen 
ausgesprochen. Unter diesen Umständen sei es nicht 
möglich, die Ermächtigung hierzu aus dem StatGes 
herzuleiten (BR-Drucksache Nr. 303/57 — Beschluß). 

Die Bundesregierung bleibt demgegenüber bei ihrer 
bisherigen Rechtsauffassung. Sie kann auch auf 
einen Gebrauch der Ermächtigung des § 6 Abs. 2 
StatGes neben dem Viehzählungsgesetz nicht ver- 
zichten, wenn sie weiterhin die Gesetze über sta- 
tistische Einzelerhebungen von sog. Vorratsermäch- 
tigungen freihalten will. Es erscheint deshalb not- 
wendig, die Rechtslage durch Ergänzung des Vieh- 
zähiungsgesetzes im Sinne des Artikels 1 klarzu- 
stellen. 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 nimmt das Saarland von dem Gesetz aus, 
da auch das Viehzählungsgesetz noch nicht auf das 
Saarland erstreckt ist. 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten (Artikel 4). 
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